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45 Berordunng 
gegen gefährliche Gewohnheitsverbeecher und über Maßregeln der Sicherung und Beſſerung. 
Vom 28. Februar 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 9 und 28 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird mit Geſetzeskraft folgendes verordnet: 
Artikel ! 
Anderung des Strafgeſetzbuchs 
Das Strafgeſetzbuch wird wie folgt geändert: 
1. Als $ 2a wird folgende Vorſchrift eingefügt: 
§ 2 a 

über Maßregeln der Sicherung und Beſſerung iſt nach dem Geſetz zu entſcheiden, das zur 

Zeit der Entſcheidung gilt. 
2. Als 8 20a wird folgende Vorſchrift eingefügt: 
8 20a 5 

Hat jemand, der ſchon zweimal rechtskräftig verurteilt worden iſt, durch eine neue vorſätzliche 
Tat eine Freiheitsſtrafe verwirkt und ergibt die Geſamtwürdigung der Taten, daß er ein gefähr⸗ 
licher Gewohnheitsverbrecher iſt, ſo iſt, ſoweit die neue Tat nicht mit ſchwererer Strafe bedroht 
iſt, auf Zuchthaus bis zu fünf Jahren und, wenn die neue Tat auch ohne dieſe Straſſchärfung ein 
Verbrechen wäre, auf Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren zu erkennen. Die Strafſchärfung ſetzt vor⸗ 
aus, daß die beiden früheren Verurteilungen wegen eines Verbrechens oder vorſätzlichen Vergehens 
ergangen ſind und in jeder von ihnen auf Todesſtrafe, Zuchthaus oder Gefängnis von mindeſtens 
ſechs Monaten erkannt worden iſt. 

Hat jemand mindeſtens drei vorſätzliche Taten begangen und ergibt die Geſamtwürdigung der 
Taten, daß er ein gefährlicher Gewohnheitsverbrecher iſt, ſo kann das Gericht bei jeder abzu⸗ 
urteilenden Einzeltat die Strafe ebenſo verſchärfen, auch wenn die übrigen im Abſ. 1 genannten 
Vorausſetzungen nicht erfüllt ſind. 

Eine frühere Verurteilung kommt nicht in Betracht, wenn zwiſchen dem Eintritt ihrer Rechts⸗ 
kraft und der folgenden Tat mehr als fünf Jahre verſtrichen ſind. Eine frühere Tat, die noch 
nicht rechtskräftig abgeurteilt iſt, kommt nicht in Betracht, wenn zwiſchen ihr und der folgenden 
Tat mehr als fünf Jahre verſtrichen ſind. In die Friſt wird die Zeit nicht eingerechnet, in der 
der Täter eine Freiheitsſtrafe verbüßt oder auf behördliche Anordnung in einer Anſtalt verwahrt 
wird. a 

Eine ausländiſche Verurteilung ſteht einer inländiſchen gleich, wenn die geahndete Tat auch 
nach Danziger Recht ein Verbrechen oder vorſätzliches Vergehen wäre. 

3, Der § 30 erhält folgende Faſſung: 

Die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte und der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Amter wird mit der Rechtskraft des Urteils wirkſam. Ihre Dauer wird von dem Tage ab be⸗ 
rechnet, an dem die Freiheitsſtrafe, neben der die Aberkennung ausgeſprochen wurde, verbüßt, ver⸗ 
jährt oder erlaſſen iſt. Iſt neben der Strafe eine mit Freiheitsentziehung verbundene Maßregel 
der Sicherung und Beſſerung angeordnet worden, ſo wird die Friſt erſt von dem Tage ab be⸗ 
rechnet, an dem auch die Maßregel erledigt iſt. ö 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 15. 3. 1934.) 
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Iſt nach Ablauf einer Probezeit dem Verurteilten die Strafe ganz oder teilweiſe erlaſſen 
worden oder eine mit Freiheitsentziehung verbundene Maßregel der Sicherung und Beſſerung 
erledigt, ſo wird die Probezeit auf die Friſt angerechnet. 

4. Hinter dem erſten Abſchnitt des Erſten Teils wird folgender Abſchnitt eingefügt: 


Se 5 la. Abſchnitt 
Maßregeln der Sicherung und Beſſerung 
N 8 42a a 
Maßregeln der Sicherung und Beſſerung ſind: N | 
die Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanſtalt, a 
die Unterbringung in einer Trinkerheilanſtalt oder einer Entziehungsanſtalt, 
die Unterbringung in einem Arbeitshaus, 
. die Sicherungsverwahrung, 
die Entmannung gefährlicher Sittlichkeitsverbrecher, 
die Unterfagung der Berufsausübung. 


§ 42 b 

Hat jemand eine mit Strafe bedrohte Handlung im Zuſtand der Zurechnungsunfähigkeit 
(8 51 Abſ. 1, 8 58 Abſ. 1) oder der verminderten Zurechnungsfähigkeit ($ 51 Abſ. 2, $ 58 Abſ. 2) 
begangen, To ordnet das Gericht feine Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanſtalt an, wenn die 
öffentliche Sicherheit es erfordert. Dies gilt nicht bei Übertretungen. 

Bei vermindert Zurechnungsfähigen tritt die Unterbringung neben die Strafe. 

§ 42 c 

Wird jemand, der gewohnheitsmäßig im Übermaß geiſtige Getränke oder andere berauſchende 
Mittel zu ſich nimmt, wegen eines Verbrechens oder Vergehens, das er im Rauſch begangen hat oder 
das mit einer ſolchen Gewöhnung in urſächlichem Zuſammenhang ſteht, oder wegen Volltrunken⸗ 
heit (§ 330 a) zu einer Strafe verurteilt und iſt ſeine Unterbringung in einer Trinkerheilanſtalt 
oder einer Entziehungsanſtalt erforderlich, um ihn an ein geſetzmäßiges und geordnetes Leben zu 
gewöhnen, ſo ordnet das Gericht neben der Strafe die Unterbringung an. 

§ 42 d N 

Wird jemand nach § 361 Nr. 3 bis 8 zu Haftſtrafe verurteilt, jo ordnet das Gericht neben 
der Strafe feine Unterbringung in einem Arbeitshaus an, wenn ſie erforderlich iſt, um ihn zur 
Arbeit anzuhalten und an ein geſetzmäßiges und geordnetes Leben zu gewöhnen. 

Wegen Bettelns iſt die Anordnung nur zuläſſig, wenn der Täter aus Arbeitsſcheu oder 
Liederlichkeit oder gewerbsmäßig gebettelt hat. 

Arbeitsunfähige, deren Unterbringung in einem Arbeitshaus angeordnet iſt, können in einem 
Aſyl untergebracht werden. 


ꝙꝰ N g N 


§ 42 e 

Wird jemand nach § 20a als ein gefährlicher Gewohnheitsverbrecher verurteilt, jo ordnet 
das Gericht neben der Strafe die Sicherungsverwahrung an, wenn die öffentliche Sicherheit es 
erfordert. 

Ss 42 f 

Die Unterbringung dauert ſo lange, als ihr Zweck es erfordert. 

Bl Die Unterbringung in einer Trinkerheilanſtalt oder einer Entziehungsanſtalt und die erſt⸗ 
malige Unterbringung in einem Arbeitshaus oder einem Aſyl dürfen nicht länger als zwei Jahre 
dauern. 

Die Dauer der Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanſtalt, der wiederholten Unterbrin- 
gung in einem Arbeitshaus oder einem Aſyl und der Sicherungsverwahrung iſt an keine Friſt 
gebunden. Bei dieſen Maßregeln hat das Gericht jeweils vor dem Ablauf beſtimmter Friſten 
zu entſcheiden, ob der Zweck der Unterbringung erreicht iſt. Die Friſt beträgt bei der Unterbrin⸗ 
gung in einer Heil- oder Pflegeanſtalt und der Sicherungsverwahrung drei Jahre und bei der 
wiederholten Unterbringung in einem Arbeitshaus oder einem Aſyl zwei Jahre. Ergibt ſich bei 
der Prüfung, daß der Zweck der Unterbringung erreicht iſt, ſo hat das Gericht die Entlaſſung des 
untergebrachten anzuordnen. 

Das Gericht kann auch während des Laufs der in den Abſ. 2 und 3 genannten Friſten jeder⸗ 
zeit prüfen, ob der Zweck der Unterbringung erreicht iſt. Wenn das Gericht dies bejaht, ſo hat es 
die Entlaſſung des untergebrachten anzuordnen. 
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Die Friſten laufen vom Beginn des Vollzugs an. Lehnt das Gericht die Entlaſſung des 
Untergebrachten ab, jo beginnt mit dieſer Entſcheidung der Lauf der im Abſ. 3 genannten Friſten 
von neuem. 5 
8 42 g 

Sind ſeit der Rechtskraft des Urteils drei Jahre verſtrichen, ohne daß mit dem Vollzug der 
Unterbringung begonnen worden iſt, ſo darf ſie nur noch vollzogen werden, wenn das Gericht es 
anordnet. Die Anordnung iſt nur zuläſſig, wenn der Zweck der Maßregel die nachträgliche Anter⸗ 
bringung erfordert. 

In die Friſt wird die Zeit nicht eingerechnet, in der der Unterzubringende eine Freiheitsſtrafe 
verbüßt oder auf behördliche Anordnung in einer Anſtalt verwahrt wird. 


8 42h | 

Die Entlaſſung des Untergebrachten gilt nur als bedingte Ausſetzung der Unterbringung. Das 
Gericht kann dem Untergebrachten bei der Entlaſſung beſondere Pflichten auferlegen und ſolche 
Anordnungen auch nachträglich treffen oder ändern. Zeigt der Entlaſſene durch ſein Verhalten in 
der Freiheit, daß der Zweck der Maßregel ſeine erneute Unterbringung erfordert, und iſt die Voll⸗ 
ſtreckung der Maßregel noch nicht verjährt, ſo widerruft das Gericht die Entlaſſung. 

Die Dauer der Unterbringung in einer Trinkerheilanſtalt oder einer Entziehungsanſtalt und 
der erſtmaligen Unterbringung in einem Arbeitshaus oder einem Aſyl darf auch im Falle des 
Widerrufs insgeſamt die geſetzliche Höchſtdauer der Maßregel nicht überſchreiten. 


8 42 1 5 
Die im Arbeitshaus oder in der Sicherungsverwahrung Untergebrachten ſind in der Anſtalt 
zu den eingeführten Arbeiten anzuhalten. Sie können auch zu Arbeiten außerhalb der Anſtalt ver⸗ 
wendet werden, müſſen jedoch dabei von freien Arbeitern getrennt gehalten werden. 
Die in einer Heil- oder Pflegeanſtalt, einer Trinkerheilanſtalt oder einer Entziehungsanſtalt 
Untergebrachten können innerhalb oder außerhalb der Anſtalt auf eine ihren Fähigkeiten und Ver⸗ 
hältniſſen angemeſſene Weiſe beſchäftigt werden. Se 


8 42 K f 
Das Gericht kann neben der Strafe anordnen, daß ein Mann, der zur Zeit der Entſcheidung 
das einundzwanzigſte Lebensjahr vollendet hat, zu entmannen iſt, 

1. wenn er wegen eines Verbrechens der Nötigung zur Unzucht, der Schändung, der Un⸗ 
zucht mit Kindern oder der Notzucht (SS 176 bis 178) oder wegen eines zur Erregung 
oder Befriedigung des Geſchlechtstriebs begangenen Vergehens oder Verbrechens der 
öffentlichen Vornahme unzüchtiger Handlungen oder der Körperverletzung (88 183, 223 
bis 226) zu Freiheitsſtrafe von mindeſtens ſechs Monaten verurteilt wird, nachdem er 
ſchon einmal wegen einer ſolchen Tat zu Freiheitsſtrafe rechtskräftig verurteilt worden 
iſt, und die Geſamtwürdigung der Taten ergibt, daß er ein gefährlicher Sittlichkeits⸗ 
verbrecher iſt; 

2. wenn er wegen mindeſtens zwei derartiger Taten zu Freiheitsſtrafe von mindeſtens 
einem Jahr verurteilt wird und die Geſamtwürdigung der Taten ergibt, daß er ein 
gefährlicher Sittlichkeitsverbrecher iſt, auch wenn er früher wegen einer ſolchen Tat noch 
nicht verurteilt worden iſt; 

3. wenn er wegen eines zur Erregung oder Befriedigung des Geſchlechtstriebs begangenen 
Mordes oder Totſchlags (88 211 bis 215) verurteilt wird. 

§ 20 a Abſ. 3 gilt entſprechend. 
Eine ausländiſche Verurteilung ſteht einer inländiſchen gleich, wenn die geahndete Tat nach 
Danziger Recht ein Verbrechen oder Vergehen der im Abſ. 1 genannten Art wäre. 


8 421 

Wird jemand wegen eines Verbrechens oder Vergehens, daß er unter Mißbrauch ſeines Be⸗ 
rufs oder Gewerbes oder unter grober Verletzung der ihm kraft ſeines Berufs oder Gewerbes ob⸗ 
liegenden Pflichten begangen hat, zu Freiheitsſtrafe von mindeſtens drei Monaten verurteilt, ſo 
kann ihm das Gericht zugleich auf die Dauer von mindeſtens einem und höchſtens fünf Jahren 
die Ausübung des Berufs, Gewerbes oder Gewerbezweiges unterſagen, wenn dies erforderlich iſt, 
um die Allgemeinheit vor weiterer Gefährdung zu ſchützen. 

Solange die Unterfagung wirkſam iſt, darf der Verurteilte den Beruf, das Gewerbe oder den 
Gewerbezweig auch nicht für einen anderen ausüben oder durch eine von ſeinen Weiſungen ab⸗ 
hängige Perſon für ſich ausüben laſſen. 


10. 


bla 


12. 


13. 


14, 
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§ 86 Abi. 1 gilt entſprechend. Wird die Vollſtreckung der Freiheitsſtrafe oder einer neben der 


Strafe erkannten, mit Freiheitsentziehung verbundenen Maßregel der Sicherung und Beſſerung 
bedingt ausgeſetzt, ſo wird die Probezeit auf die Friſt angerechnet. 


§ 42 m N 
Maßregeln der Sicherung und Beſſerung können nebeneinander angeordnet werden. 


. Der $ 51 erhält folgende Faſſung: 


Eine ſtrafbare Handlung iſt nicht vorhanden, wenn der Täter zur Zeit der Tat wegen Be⸗ 
wußtſeinsſtörung, wegen krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit oder wegen Geiſtesſchwäche un⸗ 
fähig iſt, das Unerlaubte der Tat einzuſehen oder nach dieſer Einſicht zu handeln. 

War die Fähigkeit, das Unerlaubte der Tat einzuſehen oder nach dieſer Einſicht zu handeln, 
zur Zeit der Tat aus einem dieſer Gründe erheblich vermindert, ſo kann die Strafe nach den 


Vorſchriften über die Beſtrafung des Verſuchs gemildert werden. 
.Der 8 58 erhält folgende Faſſung: 


Ein Taubſtummer iſt nicht ſtrafbar, wenn er in der geiſtigen Entwicklung zurückgeblieben und 
deshalb unfähig iſt, das unerlaubte der Tat einzuſehen oder nach dieſer Einſicht zu handeln. 

War die Fähigkeit, das Anerlaubte der Tat einzuſehen oder nach dieſer Einſicht zu han⸗ 
deln, zur Zeit der Tat aus dieſem Grunde erheblich vermindert, ſo kann die Strafe nach den 
Vorſchriften über die Beſtrafung des Verſuchs gemildert werden. 


Im 8 60 werden hinter dem Wort „Unterſuchungshaft“ die Worte „oder einſtweilige Unter: 


bringung“ eingefügt. 


Dem 8 67 wird als Abſ. 5 folgende Vorſchrift hinzugefügt: 


Mit der Verjährung der Strafverfolgung erliſcht auch die Befugnis, auf Grund der Tat 
Maßregeln der Sicherung und Beſſerung anzuordnen oder zuzulaſſen. 


. Sm $ 70 wird zwiſchen dem erſten und dem zweiten Abſatz folgender Abſatz eingefügt: 


Die Vollſtreckung einer rechtskräftig angeordneten Maßregel der Sicherung und Beſſerung 
verjährt in zehn Jahren. Iſt die Unterbringung in einer Trinkerheilanſtalt oder einer Ent⸗ 
ziehungsanſtalt oder erſtmalig die Unterbringung in einem Arbeitshaus oder die Entmannung 
angeordnet, ſo beträgt die Friſt fünf Jahre. 

Der § 71 erhält folgende Faſſung: 
Iſt auf Freiheitsſtrafe und Geldſtrafe zugleich oder neben einer Strafe auf eine mit Frei⸗ 


heitsentziehung verbundene Maßregel der Sicherung und Beſſerung erkannt, ſo verjährt die Voll⸗ 


ſtreckung der einen Strafe oder Maßregel nicht früher als die der anderen. 
Im 5 72 werden in den Abſ. 1 und 2 hinter dem Wort „Strafe“ jeweils die Worte „oder 


Maßregel“ eingefügt. 


Der § 76 erhält folgende Faſſung: 

Neben der Geſamtſtrafe müſſen oder können Nebenſtrafen und Nebenfolgen verhängt und 
Maßregeln der Sicherung und Beſſerung angeordnet oder für zuläſſig erklärt werden, wenn das 
auch nur wegen einer der Geſetzesverletzungen vorgeſchrieben oder zugelaſſen iſt. 

Als Ss 122 a und 122 b werden folgende Vorſchriften eingefügt: 
§ 122 a 

In den Fällen der §8 120 bis 122 ſteht einem Gefangenen gleich, wer in Sicherungsver⸗ 

wahrung oder in einem Arbeitshaus untergebracht iſt. 
§ 122 b 

Wer, abgeſehen von den Fällen der SS 120, 121, 122 a, vorſätzlich jemand, der auf be⸗ 

hördliche Anordnung in einer Anſtalt untergebracht iſt, aus der Verwahrung befreit oder ihm 


das Entweichen erleichtert, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit Geldſtrafe be⸗ 
ſtraft. 


Der Verſuch iſt ſtrafbar. 
Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag der Behörde ein, welche die Verwahrung be⸗ 
wirkt hat. N 
Als § 145 c wird folgende Vorſchrift eingefügt: 
§ 145 0 
Wer einen Beruf oder ein Gewerbe ausübt oder ausüben läßt, ſolange ihm dies nach $ 421 


unterſagt iſt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und mit Geldſtrafe oder mit einer dieſer 
Strafen beſtraft. 


15. 


16. 


IR 


19. 


20. 
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Im $ 181 a werden 
a) im Abs. 1 die Worte „Gefängnis nicht unter einem Monate“ durch die Worte „Zucht⸗ 
haus bis zu fünf Jahren“ erſetzt; 
b) die Abf. 2 und 3 durch folgende Vorſchriften erſetzt: 
Bei mildernden Umſtänden iſt die Strafe Gefängnis nicht unter drei Monaten. 
Neben der Strafe kann auf die Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht erkannt werden. 
Als § 245 àa wird folgende Vorſchrift eingefügt: 
§ 245 a 

Wer Diebeswerkzeug in Beſitz oder Gewahrſam hat oder von einem anderen für ſich ver⸗ 
wahren läßt, nachdem er wegen ſchweren Diebſtahls, Diebſtahls im Rückfall, Raubes, gewerbs⸗ 
oder gewohnheitsmäßiger Hehlerei oder Hehlerei im Rückfall (SS 243 bis 245, 249 bis 252, 
260, 261) rechtskräftig verurteilt worden iſt, wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten be⸗ 
ſtraft, ſofern ſich nicht aus den Umſtänden ergibt, daß das Werkzeug nicht zur Verwendung bei 
ſtrafbaren Handlungen beſtimmt iſt. 

Wer Diebeswerkzeug für einen anderen in Verwahrung nimmt oder einem anderen über⸗ 
läßt, obwohl er weiß oder den Umſtänden nach annehmen muß, daß das Werkzeug zur Verwen⸗ 
dung bei ſtrafbaren Handlungen beſtimmt iſt, wird, ſofern die Tat nicht nach anderen Vorſchriften 
mit ſchwererer Strafe bedroht iſt, mit Gefängnis beſtraft. 

Das Diebeswerkzeug iſt einzuziehen, auch wenn es dem Täter nicht gehört. 

In den Fällen des Abſ. 1 kommt eine frühere Verurteilung nicht in Betracht, wenn zwiſchen 
dem Eintritt ihrer Rechtskraft und der Tat des Abſ. 1 mehr als fünf Jahre verſtrichen ſind. In 
die Friſt wird die Zeit nicht eingerechnet, in der der Täter eine Freiheitsſtrafe verbüßt oder auf 
behördliche Anordnung in einer Anſtalt verwahrt wird. Eine ausländiſche Verurteilung ſteht 
einer inländiſchen gleich, wenn die geahndete Tat nach Danziger Recht ein Verbrechen der im 
Abſ. 1 genannten Art wäre, 

Als § 257 a wird folgende Vorſchrift eingefügt: 
§ 257 a 

Wer, abgeſehen von den Fällen der §§ 120, 121, 122 a, 122 b, vorſätzlich die Vollſtreckung 
einer gegen einen anderen rechtskräftig angeordneten oder zugelaſſenen Maßregel der Sicherung 
und Beſſerung ganz oder zum Teil vereitelt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit 
Geldſtrafe beſtraft. 

Der Verſuch iſt ſtrafbar. 

Wird die Tat zugunſten eines Angehörigen begangen, ſo tritt Straffreiheit ein. 


Im 8 2885 a erhält der Abſ. 1 folgende Faſſung: 


In den Fällen der SS 284, 284 a und 285 kann neben Gefängnis auf Verluſt der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte und auf die Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht erkannt werden. 
Als 88 330 a und 330 b werden folgende Vorſchriften eingefügt: 

§ 380 a 

Wer ſich vorſätzlich oder fahrläſſig durch den Genuß geiſtiger Getränke oder durch andere 
berauſchende Mittel in einen die Zurechnungsfähigkeit (8 51 Abſ. 1) ausſchließenden Rauſch ver⸗ 
ſetzt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit Geldſtrafe beſtraft, wenn er in dieſem Zu⸗ 
ſtand eine mit Strafe bedrohte Handlung begeht. 

Die Strafe darf jedoch nach Art und Maß nicht ſchwerer ſein als die für die vorſätzliche Be⸗ 
gehung der Handlung angedrohte Strafe. 


Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein, wenn die begangene Handlung nur auf Antrag ver⸗ 
folgt wird. 


§ 330 b 
Wer wiſſentlich einer Perſon, die in einer Trinkerheilanſtalt oder einer Entziehungsanſtalt 
untergebracht iſt, ohne Erlaubnis des Leiters der Anſtalt geiſtige Getränke oder andere berau⸗ 
ſchende Mittel verſchafft, wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder mit Geldſtrafe beſtraft. 
Im 8 345 erhält der Abſ. 1 folgende Faſſung: 


ö Ein Beamter, der vorſätzlich eine Strafe oder eine Maßregel der Sicherung und Beſſerung 
vollſtreckt, die nicht zu vollſtrecken iſt, wird mit Zuchthaus beſtraft. 


21. 


22. 


23. 
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Im 8 346 erhält der Abſ. 1 folgende Faſſung: 

Ein Beamter, der vermöge ſeines Amtes zur Mitwirkung bei einem Strafverfahren oder bei 
der Vollſtreckung einer Strafe oder einer Maßregel der Sicherung und Beſſerung berufen iſt und 
wiſſentlich jemand der im Geſetz vorgeſehenen Strafe oder Maßregel entzieht, wird mit Zuchthaus 
bis zu fünf Jahren beſtraft. 

Dem 8 347 wird als Abſ. 3 folgende Vorſchrift hinzugefügt: 0 

Einem Gefangenen ſteht gleich, wer in Sicherungsverwahrung oder in einem Arbeitshaus 
untergebracht iſt. 

Im 8 362 werden die Abſ. 2 bis 4 geſtrichen. 


Artikel II 
Anderung der Strafprozeßordnung 
Die Strafprozeßordnung wird wie folgt geändert: 


Als 8 5a wird folgende Vorſchrift eingefügt: 


8 5a 
Die ſachliche Zuſtändigkeit der Gerichte wird durch die Strafſchärfung für gefährliche Ge⸗ 
wohnheitsverbrecher ($ 20 a des Strafgeſetzbuchs) nicht berührt. 


Als 8 80a wird folgende Vorſchrift eingefügt: 


§ 80 a i 
Iſt damit zu rechnen, daß die Unterbringung des Beſchuldigten in einer Heil- oder Pflegean⸗ 
ſtalt, einer Trinkerheilanſtalt oder einer Entziehungsanſtalt oder ſeine Entmannung angeordnet 
werden wird, ſo ſoll ſchon im Vorverfahren einem Sachverſtändigen Gelegenheit zur Vorbereitung 
des in der Hauptverhandlung zu erſtattenden Gutachtens gegeben werden. 


Im 8 81 erhalten die Abſ. 1 und 2 folgende Faſſung: 


Zur Vorbereitung eines Gutachtens über den Geiſteszuſtand des Beſchuldigten kann das Ge⸗ 
richt auf Antrag eines Sachverſtändigen nach Anhörung des Verteidigers anordnen, daß der Be⸗ 
ſchuldigte in eine öffentliche Heil⸗ oder Pflegeanſtalt gebracht und dort beobachtet wird. Im vor⸗ 
bereitenden Verfahren entſcheidet das Gericht, das für die Eröffnung des Hauptverfahrens zu⸗ 
ſtändig wäre. 

Dem Beſchuldigten, der keinen Verteidiger hat, iſt ein ſolcher zu beſtellen. 


Als SS 81 a und 81b werden folgende Vorſchriften eingefügt: 


§ 81 a 

Eine körperliche Unterſuchung des Beſchuldigten darf zur Feſtſtellung von Tatſachen ange⸗ 
ordnet werden, die für das Verfahren von Bedeutung find. Andere Perſonen dürfen ohne ihre 
Einwilligung nur unterſucht werden, wenn feſtgeſtellt werden muß, ob ſich an ihrem Körper eine 
beſtimmte Spur oder Folge einer ſtrafbaren Handlung befindet. 

Entnahme von Blutproben und andere Eingriffe, die nach den Regeln der ärztlichen Kunſt zu 
Unterſuchungszwecken vorgenommen werden, ſind ohne Einwilligung des zu Unterſuchenden zuläſſig, 
wenn kein Nachteil für ſeine Geſundheit zu beſorgen iſt. 

Die Anordnung ſteht dem Richter, bei Gefahr in Verzug auch der Staatsanwaltſchaft und 
den Polizei⸗ und Sicherheitsbeamten zu, die als Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft ihren An⸗ 
ordnungen Folge zu leiſten haben. 

§ 81 b 

Soweit es für die Zwecke der Durchführung des Strafverfahrens oder für die Zwecke des Er⸗ 
kennungsdienſtes notwendig iſt, dürfen Lichtbilder und Fingerabdrücke des Beſchuldigten auch gegen 
ſeinen Willen aufgenommen und Meſſungen oder ähnliche Maßnahmen an ihm vorgenommen 
werden. 


Im $ 113 werden die Worte „Überweilung an die Landespolizeibehörde erkannt“ durch die 


Worte „Anterbringung in einem Arbeitshaus angeordnet“ erſetzt. 


„Als S 126 a wird folgende Vorſchrift eingefügt: 


§ 126 a 
Sind dringende Gründe für die Annahme vorhanden, daß jemand eine mit Strafe bedrohte 
Handlung im Zuſtand der Zurechnungsunfähigkeit oder der verminderten Zurechnungsfähigkeit be⸗ 
gangen hat und daß feine Unterbringung in einer Heil⸗ oder Pflegeanſtalt angeordnet werden 
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wird, ſo kann das Gericht durch Unterbringungsbefehl ſeine einſtweilige Unterbringung anordnen, 
wenn die öffentliche Sicherheit es erfordert. Die Tatſachen, die dieſe Annahme rechtfertigen, ſind 
aktenkundig zu machen. 

Für die einstweilige Unterbringung gelten die 88 114 bis 116, 124 bis 126 entſprechend. 
Hat der Unterzubringende einen geſetzlichen Vertreter, ſo iſt der Beſchluß auch dieſem bekanntzu⸗ 
machen. Die Freilaſſung gegen Sicherheitsleiſtung iſt unzuläſſig. 

Der Unterbringungsbefehl it aufzuheben, wenn der in ihm angegebene Grund der Unter- 
bringung weggefallen iſt oder wenn das Gericht im Urteil die Unterbringung in einer Heil- oder 
Pflegeanſtalt nicht anordnet. Durch Einlegung eines Rechtsmittels darf die Freilaſſung nicht ver⸗ 
zögert werden. 


. Im 8 127 Abſ. 2 werden hinter dem Wort „Haftbefehls“ die Worte „oder einem Unterbrin- 


gungsbefehls“ eingefügt. 


Im 8 128 Abſ. 2 werden hinter dem Wort „Haftbefehl“ die Worte „oder einem Unterbringungs⸗ 


befehl“ eingefügt. 


Im 8 129 werden die Worte „oder Verhaftung“ durch die Worte „Verhaftung oder einſtweilige 


Unterbringung“ erſetzt. 
Der 8 131 erhält folgende Faſſung: 

Auf Grund eines Haftbefehls oder eines Unterbringungsbefehls können die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft oder der Richter einen Steckbrief erlaſſen, wenn der Beſchuldigte flüchtig iſt oder ſich ver⸗ 
borgen hält. 

Ohne Haft⸗ oder Unterbringungsbefehl iſt eine ſteckbriefliche Verfolgung nur zuläſſig, wenn 
ein Feſtgenommener entweicht oder ſich ſonſt der Bewachung entzieht. In dieſen Fällen kann auch 
die Polizeibehörde einen Steckbrief erlaſſen. 

In dem Steckbrief iſt der Verfolgte zu bezeichnen und ſoweit möglich zu beſchreiben. Die 
Tat, deren er verdächtig iſt, ſowie Ort und Zeit ihrer Begehung ſind anzugeben. 

Die SS 114 b, 114c gelten entſprechend. 

Im 8 140 erhält der Abſ. 2 folgende Faſſung: i 

In anderen Sachen iſt die Verteidigung notwendig, wenn zu erwarten iſt, daß die Unter⸗ 
bringung in einer Heil- oder Pflegeanſtalt, die Sicherungsverwahrung oder die Entmannung an⸗ 
geordnet oder die Berufsausübung unterſagt werden wird oder wenn der Angeſchuldigte taub 
oder ſtumm iſt. 
Im 8 145 wird zwiſchen dem erſten und dem zweiten Abſatz folgender Abſatz eingefügt: 

Ergibt ſich erſt im Laufe der Hauptverhandlung, daß die Verteidigung notwendig iſt, ſo 
hat der Vorſitzende dem Angeklagten einen Verteidiger zu beſtellen. Abſ.1 Satz 2 gilt entſprechend. 
Im $ 148 erhält der Abſ. 1 folgende Faſſung: ö 

Dem verhafteten oder einſtweilig untergebrachten Beſchuldigten iſt ſchriftlicher und mündlicher 
Verkehr mit dem Verteidiger geſtattet. 

Der 8 149 erhält folgende Faſſung: 

Der geſetzliche Vertreter eines Angeſchuldigten iſt nach Einreichung der Anklageſchrift als Bei⸗ 
ſtand zuzulaſſen und auf ſein Verlangen zu hören. Zeit und Ort der Hauptverhandlung ſollen ihm 
rechtzeitig mitgeteilt werden. 

Abf. 1 Satz 1 gilt für den Ehemann einer Angeſchuldigten entſprechend. 

Im vorbereitenden Verfahren unterliegt die Zulaſſung ſolcher Beiſtände dem Ermeſſen der 
Staatsanwaltſchaft, in der Vorunterſuchung dem Ermeſſen des Unterſuchungsrichters. 

Im 8 154 werden 
a) der Abſ. 1 durch folgende Vorſchrift erſetzt: 

Von Erhebung der öffentlichen Klage kann abgeſehen werden, wenn die Strafe oder 
die Maßregel der Sicherung und Beſſerung, zu der die Verfolgung führen kann, neben 
einer Strafe oder Maßregel der Sicherung und Beſſerung, die gegen den Beſchuldigten 
wegen einer anderen Tat rechtskräftig verhängt worden iſt oder die er wegen einer an⸗ 
deren Tat zu erwarten hat, nicht ins Gewicht fällt. N 

b) in den Abſ. 3 und 4 jeweils hinter dem Wort „Strafe“ die Worte „oder Maßregel der 
Sicherung und Beſſerung“ eingefügt. . eier 
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Hinter § 154 wird folgender 8 154 a eingefügt: 
8 154 a 5 

Von der Erhebung der öffentlichen Klage kann abgeſehen werden, wenn der Beſchuldigte 
wegen der Tat einer ausländiſchen Regierung ausgeliefert wird. i 

Dasſelbe gilt, wenn er wegen einer anderen Tat einer ausländiſchen Regierung ausgeliefert 
wird und die Strafe oder die Maßregel der Sicherung und Beſſerung, zu der die inländiſche Ver⸗ 
folgung führen kann, neben der Strafe oder der Maßregel der Sicherung und Beſſerung, die gegen 
ihn im Ausland rechtskräftig verhängt worden iſt oder die er im Ausland zu erwarten hat, nicht 
ins Gewicht fällt. 

Sit in den Fällen des Abſ. 1 und 2 die öffentliche Klage bereits erhoben, ſo ſtellt das Ge⸗ 
richt auf Antrag der Staatsanwaltſchaft das Verfahren vorläufig ein. § 154 Abſ. 3 bis 5 gilt 
mit der Maßgabe entſprechend, daß die Friſt in Abſ. 4 1 Jahr beträgt. 

Dem 8 160 wird folgende Vorſchrift als Abi. 3 hinzugefügt: 

Die Ermittlungen der Staatsanwaltſchaft ſollen ſich auch auf die Umſtände erſtrecken, die für 
die Strafbemeſſung und für die Anordnung oder Zulaſſung von Maßregeln der Sicherung und 
Beſſerung von Bedeutung ſind. 

Im s 207 Abſ. 2 werden hinter dem Wort „Unterſuchungshaft“ die Worte „oder der einſt⸗ 
weiligen Unterbringung“ eingefügt. 
Als 8 233 àa wird folgende Vorſchrift eingefügt: 

§ 233a 

Wenn ohne den Angeklagten verhandelt worden iſt, dürfen gegen ihn keine Maßregeln der 
Sicherung und Beſſerung angeordnet oder für zuläſſig erklärt werden. 

Als $ 246 a wird folgende Vorſchrift eingefügt: 
8 246 a 

Sit damit zu rechnen, daß die Unterbringung des Angeklagten in einer Heil- oder Pflegeanſtalt, 
einer Trinkerheilanſtalt oder einer Entziehungsanſtalt oder ſeine Entmannung angeordnet werden 
wird, ſo iſt in der Hauptverhandlung ein Arzt als Sachverſtändiger über den geiſtigen und körper⸗ 
lichen Zuſtand des Angeklagten zu vernehmen. Hat der Sachverſtändige den Angeklagten nicht 
ſchon früher unterſucht, ſo ſoll ihm dazu vor der Hauptverhandlung Gelegenheit gegeben werden. 
Im 8 260 wird der Abſ. 1 durch folgende Abſätze erſetzt: 

Die Hauptverhandlung ſchließt mit der Erlaſſung des Urteils. Das Urteil lautet auf Frei⸗ 
ſprechung, Verurteilung, Anordnung oder Zulaſſung einer Maßregel der Sicherung und Beſſe⸗ 
rung oder Einſtellung des Verfahrens. 

Wird auf Unterſagung der Berufsausübung erkannt, jo iſt im Urteil der Beruf, das Ge⸗ 
werbe oder der Gewerbezweig, deſſen Ausübung unterſagt wird, genau zu bezeichnen. 
Im 8 268 erhält der Abſ. 1 folgende Faſſung: 

Zu einer jeden dem Angeklagten nachteiligen Entſcheidung, die die Schuldfrage, die Bes 
meſſung der Strafe, die Anordnung einer Nebenſtrafe oder Nebenfolge oder die Anordnung oder 
Zulaſſung einer Maßregel der Sicherung und Beſſerung betrifft, iſt eine Mehrheit von zwei 
Dritteln der Stimmen erforderlich. 

Im 5 265 erhält der Abſ. 2 folgende Faſſung: i 

In gleicher Weiſe iſt zu verfahren, wenn ſich erſt in der Verhandlung ſolche vom Straf⸗ 
geſetz beſonders vorgeſehenen Umſtände ergeben, die die Strafbarkeit erhöhen oder die Anordnung 
oder Zulaſſung einer Maßregel der Sicherung und Beſſerung rechtfertigen. 

Dem 8 267 wird hinter Abſ. 5 folgender Abſatz eingefügt: 

Die Urteilsgründe müſſen auch ergeben, weshalb eine Maßregel der Sicherung und Beſſerung 
angeordnet oder für zuläſſig erklärt oder einem in der Verhandlung geſtellten Antrag entgegen 
nicht angeordnet oder nicht für zuläſſig erklärt worden iſt. 

Im 8 270 wird dem Abſ. 1 folgender Satz hinzugefügt: 

Hält der Amtsrichter die Strafverſchärſung für gewöhnliche Gewohnheitsverbrecher, die Unter⸗ 
bringung in einer Heil⸗ oder Pflegeanſtalt, einer Trinkerheilanſtalt oder einer Entziehungsanſtalt, 
die Sicherungsverwahrung, die Entmannung oder die Unterſagung der Berufsausübung für ange⸗ 
zeigt, ſo hat er die Sache an das Schöffengericht zu verweiſen, ſofern nicht ein Gericht höherer 
Ordnung zuſtändig iſt. i 
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Im 8 299 erhält der Ab. 1 folgende Faſſung: 

Der nicht auf freiem Fuß befindliche Beſchuldigte kann die Erklärungen, die ſich auf 
Rechtsmittel beziehen, zu Protokoll der Geſchäftsſtelle des Amtsgerichts geben, in deſſen Bezirk 
die Anſtalt liegt, wo er auf behördliche Anordnung verwahrt wird. 

Im 8 305 werden hinter dem Wort „Verhaftungen“ die Worte „die einſtweilige Unter⸗ 
bringung“ eingefügt. 

Im 8 310 Abſ. 1 werden hinter dem Wort „Verhaftungen“ die Worte „oder die einſtweilige 
Unterbringung“ eingefügt. 

Dem 8 331 wird als Abſ. 2 folgende Vorſchrift hinzugefügt: 

Dieſe Beſtimmung ſteht der Anordnung der Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanſtalt, 
einer Trinkerheilanſtalt oder einer Entziehungsanſtalt durch das Berufungsgericht nicht entgegen. 
Im § 358 wird dem Abſ. 2 folgender Satz hinzugefügt: 

Die Anordnung der Unterbringung in einer Heil oder Pflegeanſtalt, einer Trinkerheilanſtalt oder 
einer Entziehungsanſtalt wird dadurch nicht ausgeſchloſſen. 
Dem 8 359 wird als Abſ. 2 folgende Vorſchrift hinzugefügt: 

Unter den Vorausſetzungen des Abſ. 1 Nr. 5 iſt die Wiederaufnahme des Verfahrens zu⸗ 
gunſten des Verurteilten auch zuläſſig, wenn die beigebrachten Tatſachen oder Beweismittel 
allein oder in Verbindung mit den früher erhobenen Beweiſen die Feſtſtellung einer Tat oder 
einer früheren Verurteilung, auf die das Gericht die Anordnung einer Maßregel der Sicherung 
und Beſſerung gegründet hat, als unrichtig erſcheinen laſſen. 

Der § 363 erhält folgende Faſſung: 

Eine Wiederaufnahme des Verfahrens zu dem Zweck, eine andere Strafbemeſſung oder eine An⸗ 
derung der Entſcheidung über Maßregeln der Sicherung und Beſſerung auf Grund desſelben Straf⸗ 
geſetzes herbeizuführen, findet nicht ſtatt. 

Eine Wiederaufnahme des Verfahrens zu dem Zweck, eine Milderung der Strafe wegen ver⸗ 
minderter Zurechnungsfähigkeit herbeizuführen, iſt gleichfalls ausgeſchloſſen. 

Im $ 371 wird dem Abſ. 3 folgender Satz hinzugefügt: 

War lediglich auf eine Maßregel der Sicherung und Beſſerung erkannt, ſo tritt an die Stelle der 
Freiſprechung die Aufhebung des früheren Arteils. 

Im 8 373 wird dem Abſ. 2 folgender Satz hinzugefügt: 

Die Anordnung der Unterbringung in einer Heil oder Pflegeanſtalt, einer Trinkerheilanſtalt 
oder einer Entziehungsanſtalt wird dadurch nicht ausgeſchloſſen. 

Im 8 384 wird dem Abſ. 1 folgender Satz hinzugefügt: 

Jedoch dürfen Maßregeln der Sicherung und Beſſerung nicht angeordnet oder für zuläſſig erklärt 
werden. 

Im 8 407 erhält der Abi. 3 folgende Faſſung: 

Maßregeln der Sicherung und Beſſerung dürſen in einem Strafbefehl nicht angeordnet oder 
für zuläſſig erklärt werden. 

Hinter dem dritten Abſchnitt des Sechſten Buchs wird folgender Abſchnitt eingefügt: 


3a. Abſchnitt 
Sicherungsverfahren 
§ 429 a 
Liegen Anhaltspunkte dafür vor, daß der Beſchuldigte eine mit Strafe bedrohte Handling 
im Zuſtand der Zurechnungsunfähigkeit begangen hat, und führt die Staatsanwaltſchaft das 
Strafverfahren wegen der Zurechnungsunfähigkeit des Beſchuldigten nicht durch, ſo kann ſie den 
Antrag ſtellen, die Unterbringung des Beſchuldigten in einer Heil- oder Pflegeanſtalt ſelbſtändig 
anzuordnen (Sicherungsverfahren). 
§ 429 b | 
Für das Sicherungsverfahren gelten ſinngemäß die Vorſchriften über das Strafverfahren, 
ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt. 
Der Antrag ſteht der öffentlichen Klage gleich. An die Stelle der Anklageſchrift tritt eine An⸗ 
tragsſchrift, die den Erforderniſſen der Anklageſchrift entſprechen muß. Wird im Utteil die Unter- 
bringung nicht angeordnet, ſo iſt auf Ablehnung des Antrags zu erkennen. 
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Wäre für das Strafverfahren das Obergericht in erſter Inſtanz oder das Schwurgericht zu⸗ 

ſtändig, ſo tritt für das Sicherungsverfahren die große Strafkammer an ihre Stelle. 
§ 4290 N 

Sit im Sicherungsverfahren das Erſcheinen des Beſchuldigten vor Gericht wegen ſeines Zu⸗ 
ſtandes unmöglich oder aus Gründen der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung unangebracht, ſo 
kann das Gericht die Hauptverhandlung durchführen, ohne daß der Beſchuldigte zugegen iſt. 

In dieſem Falle iſt der Beſchuldigte vor der Hauptverhandlung durch einen beauftragten Richter 
unter Zuziehung eines Sachverſtändigen zu vernehmen. Von dem Vernehmungstermin ſind die 
Staatsanwaltſchaft, der Beſchuldigte, der Verteidiger und der geſetzliche Vertreter zu benachrich⸗ 
tigen. Ihrer Anweſenheit bei der Vernehmung bedarf es nicht. 

Erfordert es die Rückſicht auf den Zuſtand des Beſchuldigten oder iſt eine ordnungsmäßige 
Durchführung der Hauptverhandlung ſonſt nicht möglich, ſo kann das Gericht im Sicherungsver⸗ 
fahren nach der Vernehmung des Beſchuldigten zur Sache die Hauptverhandlung durchführen, 
auch wenn der Beſchuldigte nicht oder nur zeitweiſe zugegen iſt. 

Soweit eine Hauptverhandlung ohne den Beſchuldigten ſtattfindet, können ſeine früheren Er⸗ 
klärungen, die in einem richterlichen Protokoll enthalten ſind, verleſen werden. Das Protokoll 
über die Vorvernehmung nach Abſ. 2 Satz 1 iſt zu verleſen. 

8 429 d 

Ergibt ſich im Sicherungsverfahren nach der Eröffnung des Hauptverfahrens die Zurechnungs⸗ 
fähigkeit des Beſchuldigten und iſt das Gericht für das Strafverfahren nicht zuſtändig, ſo ſpricht 
es durch Beſchluß ſeine Unzuſtändigkeit aus und verweiſt die Sache an das zuſtändige Gericht. 
§ 270 Abſ. 2, 3 gilt entſprechend. 

Ergibt ſich im Sicherungsverfahren nach der Eröffnung des Hauptverfahrens die Zurechnungs⸗ 
fähigkeit des Beſchuldigten und iſt das Gericht auch für das Strafverfahren zuständig, fo it der 
Beſchuldigte auf die veränderte Rechtslage hinzuweiſen und ihm Gelegenheit zur Verteidigung zu 
geben. Behauptet er, auf die Verteidigung nicht genügend vorbereitet zu ſein, ſo iſt auf ſeinen An⸗ 
trag die Hauptverhandlung auszufegen. It auf Grund des $ 429 c in Abweſenheit des Beſchul⸗ 
digten verhandelt worden, ſo ſind diejenigen Teile der Hauptverhandlung zu wiederholen, bei denen 
der Beſchuldigte nicht zugegen war. 

§ 429 e 

Iſt ein Danziger Staatsangehöriger im Ausland wegen eines Verbrechens oder vorſätzlichen 
Vergehens zu Freiheitsſtrafe verurteilt worden und liegen bei ihm die Vorausſetzungen vor, die bei 
ſeiner Verurteilung im Inland die Anordnung der Sicherungsverwahrung oder der Entmannung 
gerechtfartigt hätten, ſo kann die Staatsanwaltſchaft den Antrag ſtellen, die Maßregel nachträglich 
anzuordnen (nachträgliches Sicherungsverfahren). 

Auf das Verfahren findet $ 429 b entſprechende Anwendung. 

Der 8 456 a erhält folgende Faſſung: 

Die Vollſtreckungsbehörde kann von der Vollſtreckung einer Freiheitsſtrafe oder einer Maßregel 
der Sicherung und Beſſerung abſehen, weng der Verurteilte wegen einer anderen Tat einer aus⸗ 
ländiſchen Regierung ausgeliefert wird. 

Kehrt der Ausgelieferte zurück, ſo kann die Vollſtreckung nachgeholt werden. Für die Nach⸗ 
holung einer Maßregel der Sicherung und e gilt 8 42 g des Strafgeſetzbuchs ent⸗ 
ſprechend. 


Als SS 456 b bis 456 d werden folgende Vorſchriften eingefügt: 


§ 456 b 
Eine mit Freiheitsentziehung verbundene Maßregel der Sicherung und Beſſerung, die neben 
einer Freiheitsſtrafe angeordnet iſt, wird erſt vollzogen, wenn die Freiheitsſtrafe verbüßt, be⸗ 
dingt ausgeſetzt oder erlaſſen iſt. Jedoch kann die Unterbringung in einer Heil- oder Pflegean⸗ 
ſtalt, einer Trinkerheilanſtalt oder einer Entziehungsanſtalt ganz oder teilweiſe vor der Frei⸗ 
heitsſtrafe vollzogen werden. 
§ 4560 
Der zur Entmannung notwendige ärztliche Eingriff wird in einer Krankenanſtalt von einem 


Arzt, deſſen Approbation für das Gebiet der Freien Stadt Danzig anerkannt iſt, ausgeführt. 


Der Senat beſtimmt die Krankenanſtalten und Arzte, denen die Ausführung der Entmannung 
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übertragen werden kann. Wenn der ausführende Arzt nicht beamteter Arzt iſt, iſt zur Ausführung 
ein beamteter Arzt zuzuziehen. 

Die Anwendung unmittelbaren Zwanges iſt zuläſſig, ſoweit andere Maßnahmen nicht aus⸗ 
reichen. 

§ 456 d 

Das Gericht kann bei Erlaſſen des Urteils auf Antrag oder mit Einwilligung des Ver⸗ 
urteilten das Inkrafttreten der Unterſagung der Berufsausübung durch Beſchluß aufſchieben, 
wenn das ſofortige Inkrafttreten des Verbots für den Verurteilten oder ſeine Angehörigen eine 
erhebliche, außerhalb ſeines Zwecks liegende, durch ſpäteres Inkrafttreten vermeidbare Härte be⸗ 
deuten würde. Hat der Verurteilte einen geſetzlichen Vertreter, ſo iſt deſſen Einwilligung er⸗ 
forderlich. $ 462 Abi. 4 gilt entſprechend. 

Die Vollſtreckungsbehörde kann unter denſelben Vorausſetzungen die Unterſagung der Be⸗ 
rufsausübung ausſetzen. 

Der Aufſchub und die Ausſetzung können an die Leiſtung einer Sicherheit oder an andere 
Bedingungen geknüpft werden. Aufſchub und Ausſetzung dürfen den Zeitraum von ſechs Mo⸗ 
naten nicht überſteigen. 

Die Zeit des Aufſchubs und der Ausſetzung wird auf die für das Berufsverbot feſtgeſetzte 
Friſt nicht angerechnet. 

Im $ 458 wird 
a) der Abl. 2 durch folgende Vorſchrift erſetzt: 

Das Gericht entſcheidet ferner, wenn in den Fällen der 88 455, 456, 456 d Abſ. 2 
Einwendungen gegen die Entſcheidung der Vollſtreckungsbehörde erhoben werden oder 
wenn die Vollſtreckungsbehörde anordnet, daß an einem Ausgelieferten die Vollſtreckung 
einer Strafe oder einer Maßregel der Sicherung und Beſſerung nachgeholt werden ſoll, 
und Einwendungen gegen dieſe Anordnung erhoben werden. 8 

b) dem Abſ. 3 folgender Satz hinzugefügt: N 

In den Fällen des § 456 d Abf. 2 kann das Gericht eine einſtweilige Anordnung 
treffen. 

Als § 463 à wird folgende Vorſchrift eingefügt: 
§ 463 a 

Die Vorſchriften über die Strafvollſtreckung finden auf die Vollſtreckung von Maßregeln 
der Sicherung und Beſſerung ſinngemäß Anwendung, ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt. 

Bei der Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanſtalt iſt der Aufſchub der Vollſtreckung 
auf Grund des § 455 Abſ. 1, bei der Sicher ungsverwahrung der Aufſchub auf Grund des § 456 
nicht zuläſſig. 

8 462 findet auch auf die nach den 88 42 f bis 42 h des Strafgeſetzbuchs zu treffenden 
Entſcheidungen Anwendung. 


42. Im 8 465 erhält der Abi. 1 folgende Faſſung: 


Die Koſten des Verfahrens hat der Angeklagte inſoweit zu tragen, als ſie durch das Ver⸗ 
fahren wegen einer Tat entſtanden ſind, wegen deren er verurteilt oder eine Maßregel der Si⸗ 
cherung und Beſſerung gegen ihn angeordnet oder zugelaſſen wird. Zu den Koſten des Ver⸗ 
fahrens gehören auch die durch die Vorbereitung der öffentlichen Klage entſtandenen ſowie die 
Koſten der Vollſtreckung einer Strafe, Nebenſtrafe oder Nebenfolge oder einer vom Gericht an⸗ 
geordneten oder zugelaſſenen Maßregel der Sicherung und Beſſerung. a 


43, Der 8 466 erhält folgende Faſſung: 


Mitangeklagte, gegen die in bezug auf dieſelbe Tat auf Strafe erkannt oder eine Maßregel 
der Sicherung und Beſſerung angeordnet oder zugelaſſen wird, haften für die Auslagen als Ge⸗ 
ſamtſchuldner. Dies gilt nicht für die durch die Vollſtreckung, die Unterſuchungshaft oder die einſt⸗ 
weilige Unterbringung entſtandenen Koſten. 


44. Dem $ 467 wird folgende Vorſchrift als Abſ. 3 hinzugefügt: 


Dieſe Beſtimmungen gelten nicht, wenn gegen den Angeſchuldigten die Unterbringung in 
einer Heil- oder Pflegeanſtalt angeordnet wird. i = arten 
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Artikel II 
Anderung des Gerichtsverfafſungsgeſetzes 
Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz wird geändert wie folgt: 
1. Als § 26 a wird folgende Vorſchrift eingefügt: 
§ 26a 
In den Fällen des § 25 Abi. 1 Nr. 2c und des $ 26 ſoll die Staatsanwaltſchaft den An⸗ 
trag nicht ſtellen, wenn die Strafſchärfung für gefährliche Gewohnheitsverbrecher, die Anordnung 
der Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanſtalt, einer Trinkerheilanſtalt oder einer Ent⸗ 
ziehungsanſtalt, der Sicherungsverwahrung oder der Entmannung oder die Anterſagung der 
Berufsausübung zu erwarten iſt. 
2. Als § 171 a wird folgende Vorſchrift eingefügt: 
§ 171 a 
a Die HGffentlichkeit kann für die Hauptverhandlung oder für einen Teil davon ausgeſchloſſen 
werden, wenn das Verfahren die Unterbringung des Beſchuldigten in einer Heil- oder Pflege⸗ 
anſtalt neben einer Strafe oder ausſchließlich zum Gegenſtand hat. 


Artikel IV 
Anderung des Jugendgerichtsgeſetzes 
Das Jugendgerichtsgeſetz wird geändert wie folgt: 
Im 8 9 erhält der Abſ. 5 folgende Faſſung: 
Auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte überhaupt oder einzelner bürgerlicher Ehrenrechte, 
auf Unterbringung in einem Arbeitshaus, Sicherungsverwahrung, Entmannung, Unterſagung der 
Berufsausübung und auf Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht darf nicht erkannt werden. 


Artikel . 
Anderung des Jugend wohlfahrtsgeſetzes 
Das Geſetz für Jugendwohlfahrt wird geändert wie folgt: 
Im 8 68 werden die Worte „Ss 120, 235 des Strafgeſetzbuchs“ durch die Worte „SS 120, 
122 b, 235 des Strafgeſetzbuchs“ erſetzt. 
Artikel VI 
Anderung der Entſchädigungsgeſetze 
J. Das Geſetz, betreffend die Entſchädigung der im Wiederaufnahmeverfahren freigeſprochenen 
Perſonen, vom 20. Mai 1898 (Reichsgeſetzbl. S. 345) wird geändert wie folgt: 
1. Im $ 1 wird zwiſchen dem erſten und dem zweiten Abſatz folgender Abſatz eingefügt: 

Wird im Wiederaufnahmeverfahren eine vom Gericht angeordnete Maßregel der Siche⸗ 
rung und Beſſerung, nachdem ſie ganz oder teilweiſe vollſtreckt worden oder wirkſam geworden 
iſt, aufgehoben, weil das Verfahren die Anſchuld des Verurteilten bezüglich einer ihm zur Laſt 
gelegten Tat oder die Unrichtigkeit der Feſtſtellung einer früheren Verurteilung ergeben oder 
doch dargetan hat, daß ein begründeter Verdacht gegen ihn nicht mehr vorliegt, ſo kann der Ver⸗ 
urteilte eine Entſchädigung aus der Staatskaſſe verlangen. Dies gilt nicht, wenn das Gemein— 
wohl unabhängig von der Tat oder der Verurteilung die Maßregel erfordert hätte. 

2. Dem 8 2 wird als Ab]. 3 folgende Vorſchrift hinzugefügt: 

Über einen Kapitalbetrag von fünfundſiebzigtauſend Gulden oder einen Rentenbetrag von 
jährlich viertauſendfünfhundert Gulden hinaus wird dem Verurteilten und den Unterhaltsberech⸗ 
tigten kein Erſatz geleiſtet. Reicht der Höchſtbetrag für die Exſatzleiſtung an den Verurteilten 
und die Unterhaltsberechtigten nicht aus, ſo verringern ſich die einzelnen Entſchädigungen in dem 
Verhältnis, in welchem ihr Geſamtbetrag zu dem Höchſtbetrag ſteht. 

II. Das Geſetz, betreffend die Entſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft, vom 
14. Juli 1904 (Reichsgeſetzbl. S. 321) wird geändert wie folgt: 
1. Dem $ 1 werden folgende Vorſchriften als Abſ. 3 und 4 hinzugefügt: 

Ein Anſpruch auf Entſchädigung beſteht nicht, wenn im Urteil die Unterbringung in einer 
Heil- oder Pflegeanſtalt angeordnet worden ill. 

Im Sinne dieſes Geſetzes ſteht der Verhaftung und der Unterſuchungshaft die einſtweilige 
Unterbringung, dem Verhafteten der einſtweilig Untergebrachte, dem Haftbefehl der Unterbrin⸗ 
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gungsbefehl gleich. Ein Entſchädigungsanſpruch beſteht jedoch nicht, wenn das Gemeinwohl un— 
abhängig von der Tat die einſtweilige Unterbringung erfordert hätte. 
2. Im 5 2 werden 


a) im Abſ. 2 die Worte „die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Trunkenheitszu⸗ 
ſtande“ durch die Worte „die Zurechnungsfähigkeit ausſchließenden Rauſch“ erſetzt; 

b) im Abſ. 3 die Worte „auf Grund des § 181 a oder des § 362 des Strafgeſetzbuchs 
innerhalb der letzten zwei Jahre auf Überweiſung an die Landespolizeibehörde rechts⸗ 
kräftig erkannt“ durch die Worte „innerhalb der letzten zwei Jahre die Unterbringung 
in einem Arbeitshaus rechtskräftig angeordnet“ erſetzt. 

3. Dem $ 3 wird folgende Vorſchrift als Abſ. 3 hinzugefügt: 

Über einen Kapitalbetrag von fünfundſiebzigtauſend Gulden oder einen Rentenbetrag von 
jährlich visrtauſendfünfhundert Gulden hinaus wird dem Verhafteten und den Unterhaltsberech⸗ 
tigten kein Erſatz geleiſtet. Reicht der Höchſtbetrag für die Erſatzleiſtung an den Verhafteten 
und die Unterhaltsberechtigten nicht aus, ſo verringern ſich die einzelnen Entſchädigungen in dem 

Verhältnis, in dem ihr Geſamtbetrag zu dem Höchſtbetrag ſteht. 


Artikel VII 
Anderung des Straftilgungsgeſetzes 
Das Geſetz über beſchränkte Auskunft aus dem Strafregiſter und die Tilgung von Strafver⸗ 
merken vom 26. Mai 1922 (G. Bl. S. 121) in der Faſſung des Geſetzes vom 27. Juni 1923 (6 Bl. 
S. 754) und vom 17. September 1930 (G. Bl. S. 183) wird geändert wie folgt: 
1. § 1 erhält folgenden Abſ. 3: 


Dieſe Vorſchriften gelten nicht für Verurteilungen zum Tode und zu Zuchthaus. Sie gelten 
ferner nicht für Urteile, durch die die Unterbringung in einer Heil⸗ oder Pflegeanſtalt, die Siche⸗ 
rungsverwahrung oder die Entmannung angeordnet wird. Die Vorſchriften des § 8 bleiben 
unberührt. 

2. In S 2 erhält der Abſ. 2 folgende Faſſung: 

Lautet die Verurteilung, über die beſchränkte Auskunft erteilt werden muß, oder die im 
Strafregiſter noch nicht getilgt werden kann, nur auf Geldſtrafe allein oder in Verbindung mit 
Nebenſtrafen, ſo finden die Vorſchriften des Abſ. 1 keine Anwendung. 

3. In § 3 wird der Abſatz 4 geſtrichen. 
4. Im $ 6 erhält 
a) der Abſ. 1 folgende Faſſung: 
Die Friſt, nach deren Ablauf beſchränkt Auskunft zu erteilen iſt, beträgt 
1. fünf Jahre, wenn auf Geldſtrafe oder auf Freiheitsſtrafe von höchſtens drei Monaten, 
allein oder in Verbindung miteinander oder mit Nebenſtrafen, erkannt worden iſt, mit 
Ausnahme der Fälle, in denen eine Maßregel der Sicherung und Beſſerung angeordnet 
oder für zuläſſig erklärt oder auf die Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht erkannt . iſt, 
2. zehn Jahre in allen übrigen Fällen. f 
b) der Abſ. 3 folgende Faſſung: j 
Die Friſt der Nr. 2 beginnt mit dem Tage, an dem die Strafe vollſtreckt, verjährt 
oder erlaſſen iſt; iſt auf eine mit Freiheitsentziehung verbundene Maßregel der Sicherung und 
Beſſerung oder auf die Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht erkannt worden, ſo beginnt die Friſt 
erſt, wenn dieſe Maßregeln erledigt ſind. Iſt nach Ablauf einer Probezeit dem Verur⸗ 
teilten die Strafe ganz oder teilweiſe erlaſſen worden oder die ae lei ſo wird 
die Probezeit auf die Friſt der Nr. 2 angerechnet. 
5. Im 8 7 erhält der Abſ. 1 folgende Faſſung: 
Die Friſt, nach deren Ablauf ein Vermerk zu tilgen iſt, beträgt 
1. fünf Jahre, wenn auf Geldſtrafe oder auf Haft oder auf Gefängnis oder Feſtungs⸗ 
haft von höchſtens einer Woche, allein oder in Verbindung miteinander oder mit Neben⸗ 
ſtrafen, erkannt worden iſt, mit Ausnahme der Fälle, in denen eine Maßregel der Siche⸗ 
rung und Beſſerung angeordnet oder für zuläſſig erklärt oder auf die Zuläſſigkeit von 
Polizeiaufſicht erkannt worden iſt; 
2. zehn Jahre in allen übrigen Fällen. 


I 
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Artikel VIII 
Anderung des Gerichtskoſtengeſetzes 
Das deutſche Gerichtskoſtengeſetz in der für Danzig geltenden Faſſung wird geändert wie folgt: 
1. Im 8 52 wird dem Abf. 3 folgender Satz hinzugefügt: 
Iſt eine Maßregel der Sicherung und Beſſerung neben einem Freiſpruch oder ſelbſtändig ange⸗ 
ordnet worden, ſo beträgt die Gebühr gleichfalls 100 Gulden. 
2. Im 8 88 wird die Verweiſung „Ss 466 Abſ. 2“ durch die Verweiſung „§ 466“ erſetzt. 


Artikel IX 

0 Anderung des Geſetzes über die Anfallfürſorge für Gefangene 

Das Geſetz, betreffend die Unfallfürſorge für Gefangene, vom 30. Juni 1900 (Reichsgeſetzbl. 
S. 536) in der Faſſung der Verordnung vom 21. Dezember 1923 (G. Bl. S. 1336) wird geändert wie 
folgt. 

1. Im $ 15 Nr. 1 erhält der Satz 1 folgende Faſſung: 
1. ſolange der Berechtigte eine Freiheitsſtrafe von mehr als einem Monat verbüßt oder 
ſolange er in Sicherungsverwahrung untergebracht iſt. 
2. Hinter $ 17 wird die Überſchrift: „Übertragung der Rente kraft Geſetzes“ und als 8 17 a folgende 
Vorſchrift eingefügt: 
. § 17 a ' 

Sit ein Berechtigter in Fürſorgeerziehung oder auf ſtrafgerichtliche Anordnung in einer Heil⸗ 
oder Pflegeanſtalt, in einer Trinkerheilanſtalt oder einer Entziehungsanſtalt oder in einem Ar⸗ 
beitshaus oder einem Aſyl untergebracht, ſo geht der Anſpruch auf die ihm für die Zeit der 
Unterbringung zuſtehende Rente bis zur Höhe der Koſten der Unterbringung auf die Stelle über, 
der dieſe Koſten zur Laſt fallen. 

Erfolgt die Unterbringung am erſten Tage eines Monats, ſo tritt der Rechtsübergang mit 
dieſem Tage ein, andernfalls mit dem erſten Tage des darauffolgenden Monats. Der Rechts⸗ 
übergang umfaßt die Leiſtungen für die Zeit bis zum Ablauf des Monats, der dem Tage der 
Entlaſſung vorausgeht. 

Hat der untergebrachte Berechtigte im Inland Angehörige, die bei ſeinem Tod Anſpruch 
auf Rente haben würden, ſo iſt ihnen die Rente bis zur Höhe dieſes Anſpruchs zu überweiſen; 
inſoweit findet ein Rechtsübergang nicht ſtatt. 


E n i Artikel & 
e Inkrafttreten 
Die Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Autikel XI 
Übergangs vorſchriften 

1. Iſt die abzuurteilende Tat vor dem Inkrafttreten der Verordnung begangen und wäre die Straf⸗ 
ſchärfung für gefährliche Gewohnheitsverbrecher zuläſſig, wenn die Vorſchrift des 8 20 a des Strafgeſetz⸗ 
buchs ſchon bei Begehung der Tat gegolten hätte, ſo ordnet das Gericht neben der Strafe die Siche⸗ 
rungsverwahrung an, wenn die öffentliche Sicherheit es erfordert. 

2. Verbüßt jemand, der ſchon zweimal rechtskräftig verurteilt worden iſt, nach dem Inkrafttreten der 
Verordnung auf Grund eines weiteren, vor dieſem Zeitpunkt ergangenen Urteils eine Freiheitsſtrafe 
und ergibt die Geſamtwürdigung ſeiner Taten, daß er ein gefährlicher Gewohnheitsverbrecher iſt, ſo 
kann das Gericht die Sicherungsverwahrung des Verurteilten nachträglich anordnen, wenn die öffent⸗ 
liche Sicherheit es erfordert. Die Anordnung ſetzt voraus, daß die drei Verurteilungen wegen eines 
Verbrechens oder vorſätzlichen Vergehens ergangen ſind und in jeder von ihnen auf Todesſtrafe, 
Zuchthaus oder Gefängnis von mindeſtens ſechs Monaten erkannt worden iſt. § 20 a Abſ. 3, 4 des 
Strafgeſetzbuchs gilt entſprechend. 

3. Verbüßt jemand nach dem Inkrafttreten der Verordnung auf Grund eines vor dieſem Zeitpunkt 
ergangenen Urteils eine Freiheitsſtrafe und wäre die Anordnung ſeiner Entmannung zuläſſig geweſen, wenn 
die Vorſchrift des $ 42 k des Strafgeſetzbuchs ſchon bei der Aburteilung gegolten hätte, ſo kann das 
ee = Entmannung des Verurteilten nachträglich anordnen, wenn die öffentliche Sicherheit es 
erfordert. 
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4. Auf Überweiſung an die Landespolizeibehörde darf nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
nicht mehr erkannt werden. Iſt vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes auf Aberweiſung an die Lan⸗ 
despolizeibehörde erkannt worden, jo gelten auch nach dem Inkrafttreten für die Wirkungen der Über⸗ 
weiſung die bisherigen Vorſchriften. 

5. In den Fällen der Ziffern 2 und 3 kann die Staatsanwaltſchaft die nachträgliche Anordnung 
der Sicherungsverwahrung oder der Entmannung beantragen, ſolange die Strafe nicht verbüßt, be⸗ 
dingt ausgeſetzt, verjährt oder erlaſſen iſt (nachträgliches Sicherungsverfahren). 

Auf das Verfahren findet 8 429 b der Strafprozeßordnung entſprechende Anwendung. 


Danzig, den 28. Februar 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 1755 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


40 Verordnung 
zur Abänderung der Strafprozeßordnung. (Einſchränkung der Eide.) 
Vom 28. Februar 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 25 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel ! 
Einſchränkung des Zeugeneides f 
Die SS 57 bis 66 der Strafprozeßordnung werden durch folgende Vorſchriften erſetzt: 
S 57 i 
Vor der Vernehmung find die Zeugen zur Wahrheit zu ermahnen und darauf hinzuweiſen, 
daß ſie ihre Ausſage zu beeidigen haben, wenn keine im Geſetz beſtimmte oder zugelaſſene Aus⸗ 
nahme vorliegt. Hierbei ſind ſie über die Bedeutung des Eides und die ſtrafrechtlichen Folgen einer 
unter Eid unrichtig oder unvollſtändig erſtatteten Ausſage zu belehren. 
Ss 58 
Die Zeugen ſind einzeln und in Abweſenheit der ſpäter abzuhörenden Zeugen zu vernehmen. 
Eine Gegenüberſtellung mit anderen Zeugen oder mit dem Beſchuldigten im Vorverfahren 
iſt zuläſſig, wenn es für das weitere Verfahren geboten erſcheint. 
Ss 59 
Die Zeugen ſind einzeln und nach ihrer Vernehmung zu vereidigen. 
Die Vereidigung erfolgt, ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt, in der Hauptverhandlung. 


§ 60 
Von der Vereidigung iſt abzuſehen 

1. bei Perſonen, die zur Zeit der Vernehmung das ſechzehnte Lebensjahr noch nicht voll⸗ 
endet haben oder die wegen mangelnder Verſtandesreife oder wegen Verſtandesſchwäche 
vom Weſen und der Bedeutung des Eides keine genügende Vorſtellung haben; 

2. bei Perſonen, die nach den Beſtimmungen der Strafgeſetze unfähig ſind, als Zeugen 
eidlich vernommen zu werden; 

3. bei Perſonen, die der Tat, welche den Gegenſtand der Unterſuchung bildet, oder der Be⸗ 
teiligung an ihr oder der Begünſtigung oder Hehlerei verdächtig oder deswegen bereits 
verurteilt ſind. 

§ 61 
Von der Vereidigung kann nach dem Ermeſſen des Gerichts abgeſehen werden 

1. bei Perſonen, die zur Zeit der Vernehmung zwar das ſechzehnte, aber noch nicht das 
achtzehnte Lebensjahr vollendet haben; : 

2. beim Verletzten, feinem Verlobten und Ehegatten ſowie bei Perſonen, die im Sinne des 
§ 52 Abſ. 1 Nr. 3 feine Angehörigen find; 5 

3. beim Verlobten und Ehegatten des Beſchuldigten ſowie bei Perſonen, die im Sinne des 
§ 52 Abſ. 1 Nr. 3 feine Angehörigen ſind; 

4. bei jedem Zeugen hinſichtlich der Auskünfte auf Fragen über ſolche Tatſachen, die ihm, 
ſeinem Verlobten, ſeinem Ehegatten oder einer Perſon, die ſein Angehöriger im Sinne 
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des § 52 Abſ. 1 Nr. 3 iſt, die Gefahr ſtrafgerichtlicher Verfolgung zuziehen oder zur 
Unehre gereichen würden; 

5. wenn alle Mitglieder des Gerichts die Ausſage für unerheblich oder für offenbar un⸗ 
glaubhaft halten, und wenn nach ihrer Überzeugung auch unter Eid eine erhebliche oder 
eine wahre Ausſage nicht zu erwarten iſt; 

6. wenn die Staatsanwaltſchaft, der Angeklagte und der Verteidiger auf ſie verzichten. 


8 62 
8 
Im Verfahren wegen einer Übertretung und im Privatklageverfahren werden Zeugen nur ver⸗ 
eidigt, wenn es das Gericht mit Rückſicht auf die Bedeutung der Ausſage oder zur Herbeiführung 
einer wahren Ausſage für notwendig hält. 


§ 63 
Der Verlobte und der Ehegatte des Beſchuldigten ſowie Perſonen, die im Sinne des § 52 
Abſ. 1 Nr. 3 ſeine Angehörigen ſind, haben das Recht, die Beeidigung des Zeugniſſes zu ver⸗ 
weigern; darüber ſind ſie zu belehren. 
Ss 64 
Unterbleibt die Vereidigung eines Zeugen nach den §s 60 bis 63, jo it der Grund dafür im 
Protokoll anzugeben. 
S 65 
Im vorbereitenden Verfahren iſt die Vereidigung nur zuläſſig, wenn Gefahr im Verzug iſt, 
oder wenn der Eid als Mittel zur Herbeiführung einer wahren Ausſage über einen für das 
weiteren Verfahren erheblichen Punkt erforderlich erſcheint. 
Im vorbereitenden Verfahren wegen einer Übertretung iſt die Vereidigung unzuläſſig. 


§ 66 

In der Vorunterſuchung iſt die Vereidigung nur zuläſſig, wenn 

1. Gefahr im Verzug iſt oder 

2. der Eid als Mittel zur Herbeiführung einer wahren Ausſage über einen für das weitere 
Verfahren erheblichen Punkt erforderlich erſcheint oder 

3. der Zeuge vorausſichtlich am Erſcheinen in der Hauptverhandlung verhindert ſein wird 
oder 

4. dem Zeugen das Erſcheinen in der Hauptverhandlung wegen des damit verbundenen 
Zeitverluſtes oder wegen der Schwierigkeit der Verkehrsverhältniſſe nicht zugemutet 
werden kann. 

§ 66 a 
Wird ein Zeuge außerhalb der Hauptverhandlung vereidigt, jo it der Grund der Vereidi— 
gung im Protokoll anzugeben. 


§ 66 b : 

Wird ein Zeuge durch einen beauftragten oder erſuchten Richter vernommen, ſo entſcheidet zu⸗ 
nächſt dieſer über die Vereidigung. 

Die Vereidigung muß, ſoweit ſie zuläſſig iſt, erfolgen, wenn es in dem Auftrag oder in dem 
Erſuchen des Gerichts verlangt wird. Der vernehmende Richter kann die Vereidigung jedoch aus⸗ 
ſetzen und einer neuen Entſchließung des beauftragenden oder erſuchenden Gerichts vorbehalten, 
wenn bei der Vernehmung Tatſachen hervortreten, die nach den SS 61 bis 63 zu uneidlicher Ver⸗ 
nehmung berechtigen würden. Dieſe Tatſachen ſind in das Protokoll aufzunehmen. 

Die Vereidigung darf nicht erfolgen, wenn die uneidliche Vernehmung verlangt wird. 

8 660 N j 

Die Vereidigung erfolgt in der Weile, daß der Richter an den Zeugen die Worte richtet: 

„Sie ſchwören bei Gott dem Allmächtigen und Allwiſſenden, daß ſie nach beſtem Wiſſen 
die reine Wahrheit geſagt und nichts verſchwiegen haben“ 
und der Zeuge hierauf die Worte ſpricht: 
„Ich ſchwöre es, ſo wahr mir Gott helfe.“ 
Der Schwörende ſoll bei der Eidesleiſtung die rechte Hand erheben. 


89 


§ 66 d 
Stumme leiſten den Eid in der Weiſe, daß ſie die Worte: 
„Ich ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwiſſenden, daß ich nach beſtem Wiſſen 
die reine Wahrheit geſagt und nichts verſchwiegen habe“ N ; 
niederſchreiben und unterſchreiben. Stumme, die nicht ſchreiben können, leiſten den Eid mit Hilfe 
eines Dolmetſchers durch Zeichen. 
§ 66e 
Gibt ein Zeuge an, daß er Mitglied einer Religionsgemeinſchaft ſei, der das Geſetz den Ge⸗ 
brauch gewiſſer Beteuerungsformeln an Stelle des Eides geſtattet, ſo ſteht eine unter der Be⸗ 
teuerungsformel dieſer Religionsgeſellſchaft abgegebene Erklärung der Eidesleiſtung gleich. 


Artikel [I 
Sonſtige Anderungen der Strafprozeßordnung 
Hinter $ 68 wird folgende Beſtimmung eingeſchaltet: 
Ss 68a 

Fragen nach Tatſachen, die dem Zeugen, ſeinem Verlobten, ſeinem Ehegatten oder einer Per⸗ 
ſon, die im Sinne von 8 52 Abs. 1 Nr. 3 ſein Angehöriger iſt, zur Unehre gereichen können, 
ſollen nur geſtellt werden, wenn es unerläßlich üt. 5 

Der Zeuge ſoll nach Vorſtrafen nur gefragt werden, wenn ihre Feſtſtellung notwendig iſt, um 
über das Vorliegen der Vorausſetzungen des 8 60 Nr. 2, 3 zu entſcheiden oder um ſeine Glaub⸗ 
würdigkeit zu beurteilen. 

5 79 der Strafprozeßordnung erhält folgende Faſſung: 
8 79 

Der Sachverſtändige kann nach dem Ermeſſen des Gerichts vereidigt werden. Auf Antrag der 
Staatsanwaltſchaft, des Angeklagten oder des Verteidigers iſt er zu vereidigen. 

Der Eid iſt nach Erſtattung des Gutachtens zu leiſten; er geht dahin, daß der Sachverſtän⸗ 
dige das Gutachten unparteiiſch und nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen erſtattet habe. 

Iſt der Sachverſtändige für die Erſtattung von Gutachten der betreffenden Art im allgemeinen 
vereidigt, ſo genügt die Berufung auf den geleiſteten Eid. 

8 193 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Dasſelbe gilt, wenn ein Zeuge oder Sachverſtändiger vernommen werden ſoll, deſſen Er⸗ 
ſcheinen in der Hauptverhandlung für eine längere oder ungewiſſe Zeit Krankheit oder Gebrechlich⸗ 
keit oder andere nicht zu beſeitigende Hinderniſſe entgegenſtehen, oder dem das Erſcheinen in der 
Hauptverhandlung wegen des damit verbundenen Zeitverluſtes oder wegen der Schwierigkeit der 
Verkehrsverhältniſſe nicht zugemutet werden kann. 

8 223 erhält folgende Faſſung: 
§ 223 

Wenn dem Erſcheinen eines Zeugen oder Sachverſtändigen in der Hauptverhandlung für eine 
längere oder ungewiſſe Zeit Krankheit oder Gebrechlichkeit oder andere nicht zu beſeitigende Hinder⸗ 
niſſe entgegenſtehen, ſo kann das Gericht ſeine Vernehmung durch einen beauftragten oder erſuchten 
Richter anordnen. 

Dasſelbe gilt, wenn einem Zeugen oder Sachverſtändigen das Erſcheinen in der Hauptver⸗ 
handlung wegen des damit verbundenen Zeitverluſtes oder wegen der Schwierigkeit der Ver⸗ 
kehrsverhältniſſe nicht zugemutet werden kann. 

Die Vernehmung hat eidlich zu erfolgen, ſoweit nicht Ausnahmen vorgeſchrieben oder zuge 
laſſen ſind. 

Artikel III 
Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Danzig, den 28. Februar 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
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